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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Polizei

Mit der Harmonisierung der Strafrahmen, die in der Wintersession 2021 vom Parlament
verabschiedet worden war, wurden die Strafbestimmungen für Gewalt und Drohung
gegen Behörden und Beamte verschärft. Die RK-SR erachtete das Anliegen der
Standesinitiative des Kantons Waadt, die eine strengere Bestrafung ebendieser Delikte
im Sinne der Petition des Verbandes Schweizerischer Polizeibeamter (Pet. 10.2016)
verlangte, damit als erfüllt und beantragte im Frühling 2022, ihr keine Folge zu geben.
Die Räte hatten die Behandlung der 2011 eingereichten Initiative im Jahr 2014
ausgesetzt, da über die Forderung im Zuge der Strafrahmenharmonisierung
entschieden werden würde. Im Sommer 2022 folgte der Ständerat dem Antrag seiner
Kommission stillschweigend und gab der Initiative keine Folge. Gleichzeitig schrieb er
die Standesinitiative des Kantons Tessin (Kt.Iv. 14.301) und des Kantons Bern (Kt.Iv.
16.317) mit ähnlichen Anliegen ab. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.06.2022
KARIN FRICK

Ebenso wie der Ständerat erachtete die Mehrheit der RK-NR das Anliegen der
Standesinitiative des Kantons Waadt für eine strengere Bestrafung von Gewalt gegen
Behörden und Beamte durch die Harmonisierung der Strafrahmen als erfüllt. Sie
beantragte folglich im Sommer 2022, der Initiative keine Folge zu geben. Eine
Kommissionsminderheit vertrat hingegen die Ansicht, dass das Anliegen nur
ungenügend – mit einem «Mikrokompromissli», wie Minderheitsvertreter Mauro Tuena
(svp, ZH) im Ratsplenum sagte – umgesetzt worden sei und plädierte für Folgegeben.
Der Nationalrat folgte im Herbst 2022 dem Antrag seiner Kommissionsmehrheit und
gab der Initiative mit 97 zu 79 Stimmen keine Folge. Sie ist damit – ebenso wie die
Standesinitiativen des Kantons Tessin (Kt.Iv. 14.301) und des Kantons Bern (Kt.Iv. 16.317)
mit ähnlichen Anliegen – erledigt. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
KARIN FRICK

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Le Conseil des Etats s'est penché sur le projet de la CIP-CE faisant suite aux initiatives
cantonales (14.316 et 14.307) visant l'autonomie cantonale en matière de procédure
électorale. Le débat sur l'entrée en matière a suscité de nombreuses discussions. Le
résultat de la procédure de consultation a été à maintes reprises mobilisé pour
soutenir la divergence de positions entre les cantons. La question de la garantie des
droits fondamentaux inscrits dans la Constitution aux articles 8 et 34 a également été
soulevée. Une comparaison avec la procédure électorale du Conseil national a
également été faite, pour dénoncer l'ingérence du Tribunal fédéral dans l'organisation
et les procédures électorales cantonales. L'entrée en matière a été finalement décidée
par 26 voix contre 14. 
Le débat s'est poursuivi lors de la discussion par article. L'alinéa 1bis ajouté à l'article
39 Cst sur proposition de la majorité de la commission est approuvé par 24 voix contre
16. Au vote d'ensemble, le projet de la CIP-CE est alors adopté par 26 voix contre 15. Les
représentantes et représentants des cantons de Vaud, de Neuchâtel, du Jura, de Bâle-
Ville et de Bâle-Campagne ont voté selon la position de leur canton lors de la procédure
de consultation, à savoir contre une modification constitutionnelle ou en faveur de la
proposition de la minorité. Robert Cramer (verts, GE) et Paul Rechsteiner (ps, SG) ont
statué, comme leur canton, en faveur de la proposition de la minorité. Daniel Jositsch
(ps, ZH) a défendu la position du canton de Zurich en faveur de la proposition de la
minorité, a contrario de Ruedi Noser (plr, ZH). Finalement, Pascale Bruderer Wyss (ps,
AG), Hans Stöckli (ps, BE) et Roberto Zanetti (ps, SO) n'ont pas représenté l'avis de leur
canton, en votant contre le projet de la commission. Sous l'angle partisan, sept des huit
parlementaires contre le projet, sont socialistes. Ces derniers ont supporté l'avis de
leur parti. C'est au tour du Conseil national de se prononcer sur le projet. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.2018
DIANE PORCELLANA
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Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Fin novembre, le Grand Conseil vaudois s’est prononcé en faveur d’une initiative
cantonale demandant que les armes militaires ne restent plus dans les foyers, mais
qu’elles soient consignées dans les arsenaux. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 29.11.2006
ELIE BURGOS

Zivildienst und Dienstverweigerung

Der Kanton Waadt hatte Mitte 2013 eine Standesinitiative eingereicht, die forderte, dass
für Frauen ein freiwilliger Zivildienst ermöglicht werde. Mit der Abschaffung der
Gewissensprüfung sei es Männern seit 2009 quasi freigestellt, statt dem Militärdienst
einen Zivildienst zu erbringen. Dies soll auch jungen Frauen ermöglicht werden. Neben
der freiwilligen Dienstleistung in der Armee soll auch der Direkteinstieg in den
Zivildienst möglich sein. Unter der gegenwärtigen Regelung kann eine Frau nur im Laufe
des Militärdienstes in den Zivildienst wechseln; hier ortete man eine Diskriminierung.
Im Zivildienst wurde eine grosse Chance gesehen, nicht nur bezüglich der zu
erbringenden Dienste, sondern auch für die Frauen selbst, die da ihr Netzwerk
erweitern, eine Fremdsprache erlernen und sich weitere nützliche Fähigkeiten fürs
Erwerbsleben aneignen könnten. Vertreterinnen und Vertreter des initiierenden
Kantons sahen mit dem Vorstoss einen Weg, die Palette der Freiwilligenleistungen für
Frauen zu ergänzen.

Die erstbehandelnde sicherheitspolitische Kommission des Ständerates hatte sich noch
im Herbst des gleichen Jahres mit der Initiative befasst und diese für nicht
behandlungsfähig gehalten. Die geforderte Änderung mehrerer Gesetze könne nicht
isoliert angegangen werden, sondern man müsse – wenn denn eine Ausweitung des
Zugangs zum Zivildienst ins Auge gefasst werden würde – viele weitere Aspekte gleich
mitprüfen. Dies betreffe beispielsweise die Zulassung von militärdienstuntauglichen
Männern – um zum Zivildienst zugelassen zu werden, muss man gemäss geltendem
Recht militärdiensttauglich sein – oder von ausländischen Einwohnerinnen und
Einwohnern, liess die SiK-SR verlauten. Damit betreffe eine solche Gesetzesrevision die
gesamte Dienstpflicht. Sie erinnerte auch daran, dass die Abschaffung der Wehrpflicht
in der Volksabstimmung vom 22. September 2013 abgelehnt worden war und dass daran
also nach dem Willen der Stimmbevölkerung vorerst nichts geändert werden solle.
Gleichwohl habe die Regierung bereits vor besagter Abstimmung angekündigt, dass die
Ausgestaltung der allgemeinen Wehrpflicht überprüft werden solle, was unter anderem
auch die von der Waadt geforderte Öffnung des Zivildienstes für Frauen subsumierte.
Da sich noch während längerer Zeit eine Studiengruppe mit diesen Entwicklungen
befassen würde, wollte man seitens der Kommission noch abwarten. Dies mündete im
Antrag an die kleine Kammer, die Behandlung der Standesinitiative noch auszusetzen.
Diesem Antrag folgte der Ständerat in der Wintersession 2013 diskussionslos.

Das Einverständnis zur Sistierung der Initiative aus dem Nationalrat war im Anschluss
Formsache, nachdem seine SiK-NR ebenfalls einen entsprechenden Antrag gestellt
hatte. Ohne weitere Diskussionen wollte auch die Volkskammer noch die laufenden
Arbeiten abwarten.

Erst Anfang 2018 kam das Geschäft wieder auf die Tagesordnung der eidgenössischen
Räte. Zunächst musste die SiK-SR wieder Stellung nehmen. Obwohl eine frühere
Behandlung der Standesinitiative angestrebt worden war, kam man erst 2018 wieder
darauf zurück, weil unter anderem die Standpunkte der Schwesterkommission zum
Schlussbericht zur künftigen Ausgestaltung der Dienstpflicht der vom VBS eingesetzten
Studiengruppe abgewartet wurden. Zwischenzeitlich hatte sich ferner konkretisiert,
dass der Bundesrat eine Teilrevision des Zivildienstgesetzes in Angriff nehmen wolle,
die wiederum die gleichen Aspekte zur Disposition stellen wird, wie sie hier vom Kanton
Waadt angeregt worden waren. Weil nun der Fahrplan für die Gesetzesrevision einen
Vernehmlassungsentwurf innert Jahresfrist und eine Behandlung im Parlament nicht
vor 2019 vorsah, wollte die ständerätliche SiK wiederum auf die Behandlung verzichten
und die Initiative weiterhin sistiert lassen. Auch diesem Antrag folgte die
Ständekammer; ein Beschluss, der nach kurzer Berichterstattung von
Kommissionssprecherin Savary (sp, VD) gefasst wurde.

Dass auch die SiK des Nationalrates für eine Sistierung plädierte, überraschte kaum. Mit
19 zu 4 Stimmen und einer Enthaltung war der Antrag recht gut abgestützt. Man war

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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nicht nur weitgehend gleicher Meinung wie die SiK des Ständerates, sondern hatte auch
weitere Aspekte im Hinterkopf. So war die Mehrheitsmeinung in der SiK-NR, dass man
die Weiterentwicklung der Armee (WEA) und die Sicherung der Armeebestände
vorrangig behandeln wolle. Zudem befürchteten einige Kommissionsangehörige, dass
vermehrte Zulassungen zum Zivildienst am Substrat der Militärdienstpflichtigen nagen
würden, weswegen eine Revision des ZDG als dringlich empfunden wurde. Die
Meinungen bezüglich der Eingliederung weiblicher Zivildienstleistender waren geteilt.
Der Nationalrat folgte seiner Kommission in der Sommersession 2018 und schob damit
die Behandlung der Initiative weiterhin auf. 5

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Le canton de Vaud souhaite modifier la législation fédérale afin de permettre aux
cantons d'instaurer des contrôles institutionnels des entreprises et entités privées en
terme d'égalité de traitement entre femmes et hommes sur le plan salarial. Pour être
précis, le canton de Vaud pointe du doigt l'«entêtement» des politiciens et
politiciennes fédérales à garder le cap de l'autorégulation. Il fustige les écarts salariaux
qui existent malgré la loi fédérale sur l'égalité entre hommes et femmes (LEg) de 1995. 
La majorité de la Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil
national (CSEC-CN), par 15 voix contre 9, propose de ne pas donner suite à l'initiative.
Elle considère qu'il est prématuré de tirer des conclusions alors que la modification de
la loi sur l'égalité (17.047) n'entre en vigueur qu'en juillet 2020. La majorité rappelle
également que l'adoption de l'objet 17.047 est le fruit d'un subtil compromis et de
nombreuses consultations. Il faut donc lui «donner une chance». A l'inverse, une
minorité estime que les instruments actuels ne sont pas efficaces. Cette minorité,
emmenée par la gauche, est en faveur de l'initiative parlementaire. Le Conseil national
n'a pas donné suite à l'initiative par 126 voix contre 65 et 3 abstentions. Seul le camp
rose-vert a voté en faveur de l'initiative. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission des sciences, de l'éducation et de la culture du Conseil des Etats
(CSEC-CE) s'est penchée sur l'initiative cantonale vaudoise. Par 8 voix contre 3, elle a
préconisé le rejet de l'initiative. En effet, elle souhaite laisser le temps à la modification
de la loi sur l'égalité (17.047) de faire effet, avant d'envisager une révision. 
Les sénateurs et sénatrices ont suivi l'opinion de leur commission. Ils ont rejeté
tacitement l'initiative. L'objet a été débattu en parallèle de l'initiative parlementaire
20.400. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Internationale Landwirtschaftspolitik

Der Nationalrat befasste sich ebenfalls mit der Thematik des Agrarfreihandels: Er folgte
einer Minderheit seiner vorberatenden Kommission und nahm eine Standesinitiative
des Kantons Waadt an, welche den sofortigen Abbruch der Verhandlungen mit der
Europäischen Union über ein Freihandelsabkommen im Agrar- und
Lebensmittelbereich verlangt. Die Antwort des Ständerats stand am Ende des
Berichtsjahres noch aus. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.09.2012
JOHANNA KÜNZLER
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Agrarprodukte

La chambre haute a rejeté l'initiative déposée au Parlement par le canton de Vaud
pour une Suisse sans OGM, suivant ainsi l'avis de sa commission (6 voix contre 0 et 5
absentions). Celle-ci créerait, selon la CER-CE, une redondance avec le projet de
modification de la LGG proposé par le Conseil fédéral. Durant le même débat, le
Conseil des Etats a pris la décision de prolonger le moratoire sur les OGM, tout en y
incluant une exception pour les nouvelles techniques génétiques. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.12.2021
KAREL ZIEHLI

L'initiative déposée par le canton de Vaud n'a trouvé aucun relai au Conseil national,
les débats entourant l'avenir des OGM s'étant concentrés sur la modification de la Loi
sur le génie génétique (LGG) discutée simultanément. La décision du Conseil national,
en phase avec l'avis de sa commission, met donc un terme au parcours de l'initiative du
canton de Vaud. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.03.2022
KAREL ZIEHLI

Tierische Produktion

Im Berichtsjahr lehnte die grosse Kammer eine Standesinitiative Waadt ab, welche die
Weiterführung des Nationalgestüts zum Ziel hatte. Das Anliegen war bereits 2011 durch
eine Motion Bieri aufgenommen worden, wodurch die Standesinitiative redundant
geworden war. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.04.2013
JOHANNA KÜNZLER

Lebensmittel

Le Conseil national a traité une motion et un postulat de la CER-CN, ainsi que cinq
initiatives cantonales (Jura (Kt. Iv. 08.301), Neuchâtel (St. Iv. 08.307), Genève (St. Iv.
08.320), Fribourg (08.326) et Vaud) relatifs à l’importation de denrées alimentaires.
Ces objets s’inscrivent dans un contexte où de nombreuses denrées importées sont
produites dans des conditions sociales et environnementales ne respectant pas la
législation helvétique et concurrencent fortement les produits suisses. La motion
charge le gouvernement de s’assurer que la même importance soit accordée au respect
des normes environnementales et sociales qu’à l’élimination des obstacles tarifaires
dans le cadre des négociations agricoles à l’OMC ou d’accords internationaux. Elle a été
acceptée par 133 voix contre 27, ses détracteurs étant exclusivement issus des rangs de
l’UDC et du PLR. Le postulat demande au gouvernement d’étudier les moyens
d’optimiser l’information aux consommateurs dans la perspective d’une meilleure prise
en compte du développement durable. Il a été accepté tacitement. Les initiatives
cantonales visent à prendre des mesures afin d’identifier et d’interdire l’importation de
denrées alimentaires produites dans des conditions sanitaires, sociales et écologiques
en contradiction flagrante avec les standards suisses. Lors des discussions, la majorité
de la commission a recommandé par 11 voix contre 7 de suivre la décision du Conseil
des Etats du début d’année et de ne pas leur donner suite, les estimant inapplicables.
Une minorité de la commission a relevé qu’il est incohérent de rejeter des modes de
production intolérables en Suisse mais d’accepter d’en importer les produits au
détriment de l’agriculture helvétique. Lors des votes, la chambre basse a décidé d’y
donner suite par 85 voix contre 76. Les groupes socialiste et écologiste ont voté en bloc
en faveur de ces objets, appuyés en cela par des membres des partis bourgeois. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil des Etats a maintenu sa première décision et a ainsi liquidé par 24 voix
contre 13 les initiatives cantonales ( JU (Kt. Iv. 08.301), NE ( Kt. IV. 08.307), GE (Kt. IV.
08.320), FR (KT. Iv. 08.326) et VD (Kt. Iv. 09.311) adoptées par le Conseil national l’année
précédente visant à interdire l’importation de denrées alimentaires produites dans des
conditions sanitaires, sociales et écologiques en contradiction avec les normes
helvétiques. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.06.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

In der Wintersession lehnte der Ständerat diskussionslos eine Standesinitiative des
Kantons Waadt ab. Diese hatte verlangt, umweltfreundliche Treibstoffe und Additive
für Kleinmotoren, insbesondere Zweitaktmotoren, von der Mineralölsteuer zu
befreien. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Ebenfalls abgelehnt wurde eine bereits im Vorjahr vom Ständerat verworfene
Standesinitiative des Kantons Waadt, welche umweltfreundliche Treibstoffe und
Additive für Kleinmotoren, insbesondere Zweitaktmotoren, von der Mineralölsteuer
befreien wollte. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Finanzausgleich

Die Regierungen von Geberkantonen übten zunehmend Kritik an der Neugestaltung des
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Zum
einen forderten die Zentrumskantone Zürich, Genf, Waadt und Basel-Stadt angesichts
der drohenden Steuerausfälle im Zusammenhang mit dem Steuerstreit mit der
Europäischen Union (EU) kompensatorische Massnahmen bei der Festlegung der
Ausgleichszahlungen. Zum anderen stellten die finanzstarken Kantone Zug und Schwyz,
welche pro Kopf am meisten in die Ausgleichstöpfe einzahlten, das Ausmass der
interkantonalen Solidarität in Frage. Vor diesem Hintergrund forderte eine
Standesinitiative des Kantons Schwyz eine Anpassung des Finanz- und
Lastenausgleichs. Im Zentrum stand die Schaffung einer neutralen Zone. Demnach
sollten ressourcenschwache Kantone, welche die Mindestausstattung bereits vor dem
Ausgleich erreichten, keine Transferzahlungen mehr erhalten. Diese sollten also den
ressourcenschwächsten Kantonen vorbehalten werden. In der Herbstsession gab der
Ständerat der Standesinitiative mit 30 zu 10 Stimmen keine Folge. Dieser Entscheid war
insofern nicht überraschend, als die Vertreter der Bezügerkantone in der kleinen
Kammer über eine solide Mehrheit verfügten. Der Entscheid des Nationalrats war noch
hängig. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2012
LAURENT BERNHARD

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Le canton de Vaud a déposé une initiative cantonale, défendue par la sénatrice Adèle
Thorens Goumaz (verts, VD), pour, premièrement, définir un tarif minimal de 85 pour
cent du prix de vente de l'électricité pour l'électricité autoproduite et réinjectée dans
le réseau par les petits propriétaires. D'après le canton de Vaud, une juste
rémunération permettrait d'exploiter le potentiel de l'énergie solaire, mais aussi de
l'énergie issue du bois, afin de réduire les importations d'énergie, notamment fossile.
Deuxièmement, l'initiative cantonale souhaite transférer l'obligation de reprise de
l'électricité des gestionnaires de réseau aux fournisseurs d'électricité. D'après le
canton, ces deux mesures devraient compenser non seulement l'abandon de la
rétribution au prix coûtant, mais également les subventions aux propriétaires qui
encouragent l'autoconsommation plutôt que la production et la vente d'électricité
indigène renouvelable. 
La Commission de l'aménagement du territoire, de l'environnement et de l'énergie du
Conseil des Etats (CEATE-CE) a étudié l'initiative parlementaire vaudoise. D'un côté,
elle a indiqué que la thématique de la juste rétribution de l'électricité pour les petits
propriétaires avait déjà été soulevée lors des débats sur la loi fédérale sur
l'approvisionnement en électricité sûr reposant sur des énergies renouvelables (21.047).
Lors de ces débats, le Conseil national et le Conseil des Etats ont validé un prix de
rétribution harmonisé au niveau national. Il est prévu que ce prix soit basé sur le prix du
marché moyen et adapté lors de chaque trimestre. Dans le cas d'un prix du marché trop
bas, le Conseil fédéral aurait la charge de fixer un prix minimal pour la rétribution. La
CEATE-CE propose de maintenir le cap de cette décision. D'un autre côté, la
commission a commandé un court rapport à l'Office fédéral de l'énergie (OFEN) sur les

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.06.2023
GUILLAUME ZUMOFEN
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enjeux d'un transfert de la responsabilité des gestionnaires de réseau aux fournisseurs
d'électricité. D'après le rapport, il est préférable de maintenir la responsabilité dans le
camp des gestionnaires de réseau. Par conséquent, et fort de ces deux constats, la
CEATE-CE a proposé à l'unanimité de rejeter l'initiative parlementaire. 
Au Conseil des Etats, les sénateurs et sénatrices ont refusé de donner suite à
l'initiative. L'objet part au Conseil national. 17

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Rund ein halbes Jahr nach der Abstimmung über eine liberalisierte Lex Friedrich, bei
der die zustimmenden französischsprachigen Kantone und das Tessin in die Minderheit
versetzt wurden, reichten die Kantone Genf (96.304), Waadt (96.301), Wallis (96.303)
und Neuenburg (96.307) gleichlautende Standesinitiativen zur Lockerung der Lex
Friedrich ein. Gemäss dem Initiativtext ist der Erwerb von Grundstücken für
gewerbliche Zwecke durch Personen im Ausland von der Bewilligungspflicht zu
befreien, und für Ferienwohnungen sollen die Kantone zusätzliche Reservekontingente
beanspruchen können. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.04.1996
EVA MÜLLER

Der Nationalrat gab fünf Standesinitiativen der Kantone Waadt (96.301), Wallis (96.303),
Neuenburg (96.307), Genf (96.304) und Tessin (96.327), die eine Kantonalisierung der
Bewilligungsvorschriften beim Grundstückserwerb von Ausländern sowie höhere
Kontingente für den Erwerb von Ferienwohnungen für Tourismusregionen forderten,
keine Folge. Er folgte damit dem Bundesrat, der argumentierte, dass die Aufsplitterung
des Schweizer Wirtschaftsraumes der aktuellen weltweiten Globalisierung der
Wirtschaft zuwiderlaufe. Ausserdem sei das Anliegen der Kantone nach höheren
Kontingenten mit der letztjährigen Änderung der Verordnung über den Erwerb von
Grundstücken durch Personen im Ausland, welche die Verteilung nicht ausgeschöpfter
Kontingente auf Kantone mit erhöhtem Kontingentsbedarf zulässt, weitgehend erfüllt.
Zwei Motionen Martin (fdp, VD) (95.3373) und der Rechtskommission des Ständerates
(95.3386), die ebenfalls beide eine Kantonalisierung der Bewilligungspflicht forderten
und die 1995 vom Ständerat überwiesen worden waren, lehnte der Nationalrat ebenfalls
ab.
Entgegen der Forderung mancher Ferienorte nach höheren Kontingenten entschied der
Bündner Ferienort Arosa. Knapp sprach er sich dafür aus, dass Personen mit Wohnsitz
im Ausland in Arosa auch weiterhin kein Grundeigentum kaufen können. 19

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.04.1997
EVA MÜLLER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Im Oktober 2021 reichte der Kanton Waadt eine Standesinitiative ein, mit welcher er
forderte, das KVG dahingehend zu ändern, dass die Kantone per Gesetz eine
kantonale Einrichtung schaffen können, welche insbesondere die Prämien festlegt
und erhebt sowie sämtliche Kosten finanziert, die zulasten der OKP gehen. Die
Grundidee der Standesinitiative sei es, den Kantonen generell mehr Möglichkeiten bei
der Organisation der Krankenversicherer zu gewähren. Der Kanton erwähnte als
Begründung für ihre Standesinitiative die Volksinitiative «Für eine öffentliche
Krankenkasse» aus dem Jahr 2014, die von der Schweizer Stimmbevölkerung abgelehnt,
jedoch vom Kanton Waadt angenommen worden war. Bei einer Annahme der
Standesinitiative könne die Situation bei den Krankenkassenprämien verbessert und die
Kostentransparenz erhöht werden. «Die Jagd nach guten Risiken» würde dadurch
gestoppt werden, so der Kanton. 
Im Februar 2023 beantragte die SGK-SR mit 9 zu 3 Stimmen (1 Enthaltung) der
Standesinitiative keine Folge zu geben. Die vom Kanton Waadt geforderte kantonale
Kasse würde zwar die bestehenden Krankenkassen nicht ersetzen, hätte jedoch
beträchtliche Auswirkungen auf das aktuelle System und zahlreiche rechtliche Fragen
zur Folge. Ausserdem stehe bereits heute den Kantonen nichts im Weg, wenn sie eine
eigene Krankenkasse gründen wollten. 20

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.09.2021
NIC TÖNY
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In der Frühjahrssession 2023 befasste sich der Ständerat mit der Standesinitiative des
Kantons Waadt. Diese forderte, den Kantonen mehr Autonomie bei den
Krankenversicherungen zu geben und die Möglichkeit zu schaffen, eine kantonale
Krankenkasse zu errichten. Erich Ettlin (mitte, OW) erläuterte den Antrag der
Kommission, der Standesinitiative keine Folge zu geben. Die vorliegende
Standesinitiative verfolge ein ähnliches Ziel wie eine Standesinitiative des Kantons
Neuenburg (Kt.Iv. 20.315). Bei der Behandlung jener Initiative sei man bereits zum
Schluss gekommen, dass sich eine Umsetzung als schwierig gestalten würde und daran
habe sich nichts geändert. Forderungen der Standesinitiative, wie die Minimierung «der
Jagd nach guten Risiken» oder steigende Transparenz, seien in jüngster Zeit bereits
angegangen worden. So würde sich die «Jagd nach guten Risiken» seit der Einführung
der pharmazeutischen Kostengruppen nicht mehr lohnen und das neue
Krankenversicherungsaufsichtsgesetz (KVAG) habe die Transparenz in der OKP bereits
erhöht. Die Kommission bezweifle weiter, dass die Koexistenz von kantonalen
Einrichtungen und privaten Krankenversicherern, wie sie die Standesinitiative fordere,
den Verwaltungsaufwand verkleinere. Der Ständerat folge der Kommission und
beschloss stillschweigend, der Standesinitiative keine Folge zu geben. 21

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.03.2023
NIC TÖNY

Krankenversicherung

Im Oktober 2021 entschied der Kanton Waadt, sich ebenfalls an der Offensive der
Kantone Tessin, Genf, Jura, Freiburg und Neuenburg für tiefere
Krankenkassenprämien zu beteiligen. So reichte er ebenfalls je eine Standesinitiative
für mehr Mitsprache der Kantone bei der Genehmigung der Prämien (Kt.Iv. 21.323), für
eine Beschränkung der maximal möglichen Reserven der Krankenversicherungen (Kt.Iv.
21.324) und für kostenkonforme Prämien (Kt.Iv. 21.325) ein. 22

STANDESINITIATIVE
DATUM: 29.10.2021
ANJA HEIDELBERGER

Wie bereits bei den zuvor eingereichten, ganz oder fast identischen Standesinitiativen
der Kantone Tessin, Genf, Jura, Freiburg und Neuenburg mit der Forderung nach
kostenkonformen Prämien entschied sich der Ständerat in der Herbstsession 2022
auch bei der Standesinitiative des Kantons Waadt gegen Folgegeben. Erfolglos hatte
eine Minderheit Graf (gp, BL) argumentiert, dass in der Frage des Prämienausgleichs
durch die Krankenversicherungen auch nach Ablehnung der ersten fünf
Standesinitiativen noch immer Handlungsbedarf bestehe. Mit 27 zu 15 Stimmen folgte
der Ständerat jedoch seiner Kommissionsmehrheit. 23

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem die fünf Ende 2021 eingereichten Standesinitiativen für eine Beschränkung
der maximal möglichen Reserven der Krankenversicherungen in der Sommersession
2022 auch vom Zweitrat abgelehnt worden waren, diskutierte der Ständerat in der
Herbstsession 2022 erstmals über die Standesinitiative des Kantons Waadt mit
demselben Anliegen. Zuvor hatte die Kommissionsmehrheit beantragt, der Waadtländer
Initiative keine Folge zu geben, da sie den mit der Verordnungsänderung 2021
geregelten freiwilligen Reserveabbau bevorzuge. Die Verordnungsänderung habe
demnach bei der Festlegung der Prämien 2022 bereits Wirkung gezeigt. Zudem seien
seit der Ablehnung der ersten fünf Standesinitiativen keine neuen Erkenntnisse
hinzugekommen. Eine Kommissionsminderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) argumentierte
hingegen, dass die Krankenkassenreserven noch immer zu hoch seien. Gerade im
Hinblick auf den drohenden massiven Prämienanstieg für das Jahr 2023 sei ein weiterer
Reserveabbau nötig. Mit 23 zu 11 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der
Ständerat gegen Folgegeben aus. 24

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Stillschweigend sprach sich der Ständerat in der Herbstsession bezüglich der fünf
Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 20.300), Genf (Kt.Iv. 20.304), Jura (Kt.Iv.
20.330), Freiburg (Kt.Iv. 20.333) und Neuenburg (Kt.Iv. 21.300), die einen stärkeren
Einbezug der Kantone bei der Genehmigung der Prämientarife fordern, gegen
Folgegeben aus. Zuvor hatte der Rat auch der nachträglich eingereichten
Standesinitiative des Kantons Waadt (Kt.Iv. 21.323) Folgegeben verweigert. Das Anliegen
der Initiativen werde bereits durch die Überweisung der Motion Lombardi (damals noch
cvp; TI; Mo. 19.4180) an den Bundesrat weiterverfolgt, wurde der Entscheid begründet.
Damit sind die fünf Ende 2020 eingereichten Standesinitiativen vom Tisch, nicht aber
die Standesinitiative des Kantons Waadt, die als nächstes vom Nationalrat beraten
wird. 25

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Der ständerätlichen Entscheidung, der Standesinitiative des Kantons Waadt für eine
Beschränkung der maximal möglichen Reserven der Krankenversicherungen keine
Folge zu geben, schloss sich in der Sommersession 2023 auch der Nationalrat an.
Entgegen einer Minderheit Crottaz (sp, VD), die erfolglos nochmals ihre Sicht der
Wichtigkeit und Nützlichkeit der Initiative beschrieb, stimmte der Nationalrat mit 112 zu
68 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) gegen Folgegeben. Die befürwortenden Fraktionen der
SP und der Grünen wurden einzig von Lorenzo Quadri (lega, TI) unterstützt – auch die
fünf ähnlichen Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 20.301), Genf (Kt.Iv. 20.305),
Jura (Kt.Iv. 20.329), Freiburg (Kt.Iv. 20.334) und Neuenburg (Kt.Iv. 21.301) waren zuvor
bereits abgelehnt worden. Dasselbe Schicksal ereilte gleichzeitig auch eine
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt für eine «rasche und proportionale
Rückerstattung der Krankenkassen-Reserven an die Bevölkerung». 26

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.06.2023
ANJA HEIDELBERGER

Abschliessend entschied sich auch der Nationalrat in der Sommersession 2023 auf
Antrag seiner SGK, der Standesinitiative des Kantons Waadt für kostenkonforme
Prämien keine Folge zu geben. Nach den fünf bereits früher behandelten
Standesinitiative war damit auch die nachträglich eingereichte Standesinitiative zu
diesem Thema vom Tisch. 27

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.06.2023
ANJA HEIDELBERGER

Abschliessend entschied sich in der Sommersession 2023 auch der Nationalrat auf
Antrag seiner SGK, der Standesinitiative des Kantons Waadt für mehr Mitsprache für die
Kantone bei den Krankenkassenprämien keine Folge zu geben. Nach den fünf bereits
früher behandelten Standesinitiativen war damit auch die nachträglich eingereichte
Standesinitiative zu diesem Thema vom Tisch. 28

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.06.2023
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Drei Standesinitiativen der Kantone Bern (Verschärfungen bei der Ausrichtung der
Nothilfe an kooperationsunwillige Ausländer (05.302  und 05.304)) und St. Gallen
(zeitliche Ausdehnung der Vorbereitungshaft bei Ausländern, von denen vermutet
werden kann, dass sie ihre Ausweispapiere vernichtet haben, um einer Ausschaffung zu
entgehen (03.300)), wurden von beiden Kammern diskussionslos abgelehnt, da die
Anliegen im Rahmen der Revision der Ausländergesetzgebung thematisiert worden
seien. In gleicher Weise wurde eine Standesinitiative des Kantons Waadt verworfen, die
eine Lockerung bei den Kurzarbeitsbewilligungen für die Bereiche Landwirtschaft,
Gastgewerbe und Tourismus verlangte. 29

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.06.2006
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

Eine vom Kanton Waadt eingereichte Standesinitiative forderte die Verlängerung des
Mutterschaftsurlaubs und entsprechender Erwerbsersatzzahlungen bei schweren
Komplikationen nach der Geburt. Diese solle geltend gemacht werden können, wenn
die Mutter bereits zum Zeitpunkt der Geburt nachweislich beschlossen hat, nach dem
Mutterschaftsurlaub wieder einer bezahlten Erwerbstätigkeit nachzukommen und sich
entweder Mutter oder Kind während mindestens zwei Wochen im Anschluss an die
Geburt in Spitalpflege befanden. Die Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs und der
Erwerbsersatzzahlungen solle sich nach der Spitalaufenthaltsdauer richten, aber
höchstens 56 Tage betragen.
Die SGK-SR reichte in Reaktion auf den Vorstoss einstimmig eine inhaltlich ähnliche
Motion mit einer allgemeineren Formulierung der Forderung des Kantons Waadt ein
und entschied im Februar 2023, der Standesinitiative keine Folge zu geben. 30

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.02.2023
VIKTORIA KIPFER

In der Sommersession 2023 gab der Ständerat auf Antrag seiner SGK-SR und des
Bundesrats einer Standesinitiative des Kantons Waadt zur Verlängerung des
Mutterschaftsurlaubs und entsprechender Erwerbsersatzzahlungen bei schweren
Komplikationen nach der Geburt stillschweigend keine Folge. Die kleine Kammer hatte
stattdessen eine Kommissionsmotion der SGK-SR, welche die Anliegen der
Standesinitiative aufgriff, angenommen. 31

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.06.2023
VIKTORIA KIPFER
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Ebenso wie eine Standesinitiative aus dem Kanton Genf forderte auch eine
Standesinitiative aus dem Kanton Waadt die einfachere Bekämpfung von sexueller
Belästigung bei der Arbeit, indem für die Diskriminierung durch sexuelle Belästigung
die Beweislasterleichterung gelten soll. Ähnlich wie etwa bei der Entlöhnung, der
Beförderung oder der Kündigung könnte die Diskriminierung somit bereits anerkannt
werden, wenn sie durch die betroffene Person glaubhaft gemacht werden kann, ohne
dass sie –  was gemäss aktuellem Recht der Fall ist – bewiesen werden müsste. Mit 5 zu
5 Stimmen bei einer Enthaltung und Stichentscheid des Präsidenten Benedikt Würth
(mitte, SG) beantragte die WBK-SR im Mai 2022, der Standesinitiative keine Folge zu
geben. Die Standesinitiative kommt somit zur Beratung in den Ständerat, der sich im
Vorjahr mit Zweidrittelmehrheit bereits gegen die Genfer Standesinitiative
ausgesprochen hatte. 32

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.05.2022
MARLÈNE GERBER

In der Herbstsession 2022 wurde eine Standesinitiative des Kantons Waadt, welche die
einfachere Bekämpfung sexueller Belästigung bei der Arbeit mithilfe einer
Beweislasterleichterung forderte, vom Ständerat behandelt. Da der Tatbestand der
sexuellen Belästigung «nicht klar definiert» sei und die Beschaffung eines
Gegenbeweises im Falle einer Klage nur unter grossem Eingriff in die Privatsphäre der
Arbeitnehmenden beschafft werden könne, empfahl eine knappe Mehrheit der RK-SR
ihrem Rat, der Initiative keine Folge zu geben. Eine Kommissionsminderheit Baume-
Schneider (sp, JU) verwies hingegen darauf, dass es für die Opfer sexueller
Belästigungen sehr schwierig sei, die Tat zu beweisen, und forderte dementsprechend
eine Änderung der geltenden Beweisregelung. Der Ständerat gab der Standesinitiative –
wie bereits zuvor einer ähnlichen Standesinitiative des Kantons Genf – mit 25 zu 16
Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge. 33

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Wie bereits der Ständerat in der vergangenen Herbstsession sprach sich in der
Frühjahrssession 2023 auch der Nationalrat gegen eine Standesinitiative des Kantons
Waadt für eine einfachere Bekämpfung sexueller Belästigung bei der Arbeit aus. Er
folgte damit der Mehrheit seiner RK, die mit 15 zu 9 Stimmen den Wunsch geäussert
hatte, sich mehrheitlich auf Präventionsarbeit zu fokussieren, um gegen sexuelle
Belästigung am Arbeitsplatz vorzugehen, und an der bestehenden Beweisregelung
festzuhalten. Für Annahme der Initiative und damit für eine Beweislasterleichterung
plädierte dagegen eine Kommissionsminderheit Python (gp, VD), stiess damit aber
lediglich bei den Fraktionen der SP und der Grünen auf Anklang. Die grosse Kammer gab
der Initiative mit 117 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung) keine Folge. 34

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.02.2023
VIKTORIA KIPFER

Eine Standesinitiative des Kantons Waadt forderte eine Erstattung der
Behandlungskosten bei Fehlgeburt, Windei oder Eileiterschwangerschaft. Konkret
forderte der ursprünglich von Grossrätin Anne-Laure Botteron eingereichte Vorstoss,
dass alle Gesundheitskosten in der Schwangerschaft ab Empfängnis vollumfänglich von
der Krankenversicherung getragen werden. Zusätzlich sollte diese Leistungserbringung
– anders als im geltenden Recht – ohne Franchise und Selbstbehalt erfolgen. Dies ist
heutzutage bei den Leistungen der Mutterschaft bereits gang und gäbe, jedoch erst ab
der 13. Woche der Schwangerschaft. Dass Frauen, die zum Beispiel vor dieser Frist im
Rahmen einer Fehlgeburt nicht nur ein einschneidendes Ereignis durchleben würden,
sondern zusätzlich mit erheblichen Kosten konfrontiert seien, sei eine doppelte
Bestrafung, unterstrich auch der Waadtländer Staatsrat. Zusätzlich seien diese Frauen
meist eher jung und grundsätzlich gesund, womit sie oftmals über eine hohe Franchise
verfügten. 
Die SGK-SR beantragte mit 8 zu 0 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), der Standesinitiative
keine Folge zu geben. Als Begründung gab sie an, dass der Bundesrat momentan im
Rahmen des Massnahmenpakets 2 zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen bereits
vorsehe, die Kostenbeteiligung ab dem mittels Ultraschall bestätigten Beginn der
Schwangerschaft auszusetzen. 
Der Ständerat folgte in der Sommersession 2023 stillschweigend dem Antrag seiner
Kommission und gab der Initiative keine Folge. 35

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.05.2023
VIKTORIA KIPFER
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Mit 15 zu 7 Stimmen (1 Enthaltung) beantragte auch die SGK-NR ihrem Rat, der
Standesinitiative aus dem Kanton Waadt, die die Erstattung der Behandlungskosten bei
Fehlgeburt, Windei oder Eileiterschwangerschaft verlangte, keine Folge zu geben, da
das Anliegen bereits im Rahmen des Massnahmenpakets 2 zur Kostendämpfung im
Gesundheitswesen erfüllt werde. Daraufhin gab der Nationalrat der Initiative in der
Herbstsession 2023 ebenfalls keine Folge. Das Geschäft war damit erledigt. 36

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.09.2023
MARLÈNE GERBER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Nachdem der Nationalrat der Solothurner Standesinitiative für ein
Stipendienrahmengesetz 2010 Folge gegeben hatte, entschied der Ständerat mit
Hinweis auf das Stipendienkonkordat der EDK im Sommer des Berichtsjahrs mit 22 zu
acht Stimmen erneut und definitiv dagegen. Das Konkordat zur Harmonisierung der
kantonalen Ausbildungsbeiträge war bis Ende 2011 durch acht Kantone (BS, FR, GR, NE,
TG, VD, BE, TI) ratifiziert worden. Folgerichtig und mit der gleichen Anzahl ablehnender
Stimmen stellte sich die Kleine Kammer auch gegen eine Stipendieninitiative der WBK-
NR. Damit waren beide Vorstösse endgültig vom Tisch. Die Sammelfrist für die
eidgenössische „Stipendieninitiative“ läuft Anfang 2012 ab. 37

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2011
SUZANNE SCHÄR
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